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alle 5 Jahre: 
DIe allgemeInen Kommunalwahlen
was, wer, wo und wie ist zu wählen?

In Rheinland-Pfalz finden die allgemeinen Kommunalwahlen traditionell zusam-

men mit der Europawahl statt und damit alle fünf Jahre im Mai oder Juni. Dabei 

handelt es sich um folgende Wahlen:

• Wahlen zu den kommunalen Vertretungen:

In den landkreisen:

•  Kreistag

•  Stadtrat/Gemeinderat in den verbandsfreien Städten/Gemeinden (dazu ge-

hören auch die großen kreisangehörigen Städte)

•  Verbandsgemeinderat

•  Stadtrat/Ortsgemeinderat in den verbandsangehörigen Städten/Gemeinden 

(Ortsgemeinden)

•  In Städten/Gemeinden mit Ortsbezirken: Ortsbeirat

In den kreisfreien Städten:

•  Stadtrat

•  In Städten mit Ortsbezirken: Ortsbeirat

nur in der Pfalz (zusätzlich): 

•  Bezirkstag des Bezirksverbands Pfalz

•  Wahlen der ehrenamtlichen Ortsbürgermeisterinnen/ 

Ortsbürgermeister in den Ortsgemeinden

•  Wahlen der ehrenamtlichen Ortsvorsteherinnen/ 

Ortsvorsteher in den Ortsbezirken

In einigen Fällen werden am Tag der allgemeinen Kommunalwahlen auch Wahlen 

der Landrätin/des Landrats und von hauptamtlichen (Ober-) Bürgermeisterinnen/
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Bürgermeistern stattfinden. Dies ist jedoch die Ausnahme, da die Amtszeit der 

Landrätinnen/Landräte sowie der hauptamtlichen (Ober-) Bürgermeisterinnen/

Bürgermeister acht Jahre beträgt und sie deshalb im Regelfall an einem besonderen 

Termin gewählt werden. 

Für jede dieser Wahlen erhalten die Wahlberechtigten Stimmzettel, die sich in  

Größe und Farbe deutlich unterscheiden.

KOmmunale eBenen 
In rheInlanD-Pfalz

Die kommunalen Ebenen gliedern sich in unserem Bundesland – ohne Berücksich-

tigung des Bezirksverbands Pfalz – wie folgt:

Die Verbandsgemeinden sind trotz ihrer Bezeichnung im rechtlichen Sinn keine 

Gemeinden, sondern – ebenso wie die Landkreise und der Bezirksverband Pfalz – so 

genannte Gemeindeverbände. Von dem Sammelbegriff „Kommunen“ werden die 

Gemeinden und Gemeindeverbände erfasst.

Der Status der Gemeinden und damit vor allem ihre Aufgaben hängen davon ab, 

ob sie kreisfrei oder kreisangehörig, und bei den kreisangehörigen Gemeinden, ob 

sie verbandsfrei oder verbandsangehörig sind.

aufGaBen der 
KOmmunalen eBenen

Die Gemeinden haben nach dem Grundgesetz (Artikel 28 Abs. 2 GG) und der 

Landesverfassung (Artikel 49 LV) das Recht, alle Angelegenheiten der örtlichen 

Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Die 

Selbstverwaltungsgarantie steht im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereichs 

auch den Gemeindeverbänden zu, also den Landkreisen, Verbandsgemeinden sowie 

dem Bezirksverband Pfalz.

arten VOn GemeInden

1. Unterschiede

2. Unterschiede

und (sonstige)

*Einer Reihe von Ortsgemeinden steht auf Grund bisherigen Rechts oder infolge Verleihung 
durch die Landesregierung die Bezeichnung „Stadt“ zu.
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Für die Entscheidungen in diesen Selbstverwaltungsangelegenheiten sind grund-

sätzlich die kommunalen Vertretungen, also die Gemeinde- und Stadträte, Ver-

bandsgemeinderäte, Kreistage sowie der Bezirkstag des Bezirksverbands Pfalz zu-

ständig. Die Bürgermeisterinnen/Bürgermeister und Landrätinnen/Landräte haben 

hierbei die Aufgabe, die Entscheidungen der kommunalen Gremien vorzubereiten 

und auszuführen sowie die Geschäfte der laufenden Verwaltung zu führen.

Neben den Selbstverwaltungsangelegenheiten sind die Kommunen auch für die 

Erledigung einer Vielzahl staatlicher Aufgaben (Landesaufgaben) zuständig, so z. B. 

für Reisepässe und Personalausweise, Personenstandsangelegenheiten (Standes-

amt), Einwohnermeldewesen, Kfz-Zulassung, Fahrerlaubnisse, Straßenverkehrs-

recht, Gewerbe- und Gaststättenrecht, Bauaufsicht. Diese staatlichen Aufgaben 

nennt man auch auftragsangelegenheiten. Für ihre Erledigung sind allein die 

Bürgermeisterinnen/Bürgermeister bzw. Landrätinnen/Landräte und ihre Verwal-

tungen zuständig, je nachdem, welcher kommunalen Ebene das Land die jeweilige 

Aufgabe zugewiesen hat. Die kommunalen Vertretungen haben in diesen Auftrags- 

angelegenheiten grundsätzlich nichts zu entscheiden.

Aufgaben der kreisfreien Städte
Die kreisfreien Städte nehmen für ihr Gebiet neben den Aufgaben der Gemeinde 

grundsätzlich auch alle den Landkreisen übertragenen Aufgaben wahr (Selbstver-

waltungs- und Auftragsangelegenheiten). Damit bündeln sich in den kreisfreien 

Städten alle kommunalen aufgaben in einer einzigen Gebietskörperschaft, wo-

hingegen sie im Kreisbereich auf die dortigen Ebenen der Gemeinden, Verbands-

gemeinden und Landkreise aufgeteilt sind.

Aufgaben der verbandsfreien Städte und Gemeinden
Die verbandsfreie Gemeinde ist nach der rheinland-pfälzischen Kommunalverfas-

sung der Grundtypus der Gemeinde, auch wenn zurzeit nur 30 Städte und Ge-

meinden diesen Status aufweisen, davon acht mit dem Sonderstatus einer großen 

kreisangehörigen Stadt. Verbandsfreie Gemeinden sind kreisangehörig und erfüllen 

alle aufgaben der Gemeindeebene (Selbstverwaltungs- und Auftragsangelegen-

heiten). Sie besitzen damit nicht die Zuständigkeiten, die die kreisfreien Städte 

zusätzlich wahrzunehmen haben.

Die großen kreisangehörigen Städte Neuwied, Bad Kreuznach, Ingelheim am 

Rhein, Andernach, Idar-Oberstein, Bingen am Rhein, Mayen und Lahnstein nehmen 

für ihr Gebiet darüber hinaus einige Aufgaben der Landkreise wahr, wobei es sich 

überwiegend um Auftragsangelegenheiten (z. B. die Bauaufsicht) handelt. 

Aufgaben der verbandsangehörigen Gemeinden (Ortsgemeinden)
Die weitaus überwiegende Zahl der mehr als 2.300 rheinland-pfälzischen Gemein-

den ist verbandsangehörig: Diese Gemeinden, die die Bezeichnung „Ortsgemein-

den“ führen (wobei auch für Ortsgemeinden die Bezeichnung „Stadt“ möglich ist), 

gehören nicht nur einem Landkreis, sondern auch einer hauptamtlich verwalteten 

Verbandsgemeinde an. Die Verbandsgemeinden selbst sind keine Gemeinden, son-

dern Gemeindeverbände.
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Die Ortsgemeinden, von denen die allermeisten weniger als 1.000 Einwohner ha-

ben (davon mehr als 600 sogar weniger als 300 Einwohner), weisen gegenüber den 

verbandsfreien Gemeinden im Wesentlichen folgende Besonderheiten auf:

Sie verfügen – neben dem Ortsgemeinderat (Stadtrat) – über einen ehrenamtlichen 

Bürgermeister (Orts- bzw. Stadtbürgermeister), haben jedoch kein hauptamtliches 

Verwaltungspersonal; ihre Verwaltungsgeschäfte werden in ihrem Namen und ih-

rem Auftrag von der Verbandsgemeindeverwaltung geführt.

Ein Teil der gemeindlichen Selbstverwaltungsangelegenheiten ist ihnen durch 

Gesetz entzogen und auf die Verbandsgemeinden übertragen worden (z.B. die 

Flächennutzungsplanung, der Brandschutz, die Wasserversorgung und die Abwas-

serbeseitigung). Im Übrigen gilt jedoch auch für die Ortsgemeinden der Grundsatz 

der Allzuständigkeit, insbesondere das Recht, sich aller örtlichen Angelegenheiten 

anzunehmen, die nicht ausdrücklich anderen Stellen zugewiesen sind. In der Praxis 

liegen die Schwerpunkte vor allem in der baulichen Entwicklung, der Entschei-

dung über Herstellung und Ausbau der Ortsstraßen und der Wirtschaftswege, der 

Dorferneuerung, der Unterhaltung und der Pflege der bestehenden Einrichtungen, 

der Gestaltung der Gemeinde als Kultur- und Lebensraum sowie dem Erlass von 

Abgabensatzungen und Bebauungsplänen.

Auftragsangelegenheiten nehmen die Ortsgemeinden grundsätzlich nicht wahr. 

Dies ist Aufgabe der Verbandsgemeindeverwaltung.

eIGene SelBStVerwal-
tunGSaufGaBen (anstel-
le der Ortsgemeinden)

• Flächennutzungsplanung
•  Trägerschaft von Grund- 

schulen
•  Brandschutz (Feuerwehr)
•  Zentrale Sport- und Frei-

zeitanlagen
•  Überörtliche Sozialeinrich-

tungen 
•  Wasserversorgung
•  Abwasserbeseitigung
•  Ausbau und Unterhaltung 

von Bächen

führen der Verwal-
tunGSGeSchäfte  
der OrtSGemeInden

•  Verwaltung der Abgaben 
•  Sonstige Bescheide
•  Kassengeschäfte
•  Gerichtliche Vertretung
•  Vorbereitung von Ent-

scheidungen der Ortsge-
meinden

auftraGSanGeleGen-
heIten (Wahrnehmung 
staatlicher Aufgaben für  
das Land)

Beispiele:
•  Melderecht
•  Personalausweise
•  Standesamt
•  Straßenverkehrsrecht
•  Gewerberecht
•  Gaststättenrecht

Aufgaben der Verbandsgemeinden
Charakteristisch für die Verbandsgemeinden ist, dass sie als Gebietskörperschaften 

neben und anstelle der Ortsgemeinden gesetzlich zugewiesene Selbstverwaltungs-

aufgaben der örtlichen Gemeinschaft wahrnehmen.  Ferner können die Verbands-

gemeinden weitere Selbstverwaltungsaufgaben der Ortsgemeinden übernehmen, 

soweit bestimmte Voraussetzungen (dringendes öffentliches Interesse, qualifizier-

te Zustimmung) vorliegen.
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dIe arBeIt In den KOmmunalen VertretunGen

Die kommunalen Vertretungen sind im Gegensatz zum Deutschen Bundestag und 

den Landtagen keine Parlamente, auch wenn sie im allgemeinen Sprachgebrauch 

und in den Medien oftmals so bezeichnet werden. Denn im staatsrechtlichen Sinn 

versteht man unter Parlamenten die vom Volk gewählten Gesetzgebungsorgane 

(Legislative), während die kommunalen Vertretungen Verwaltungsorgane und 

damit Teil der Exekutive sind. Anders als die Abgeordneten in den Parlamenten sind 

ihre Mitglieder rein ehrenamtlich tätig.

Zur  Vorberatung der von ihnen zu entscheidenden Angelegenheiten bilden die 

kommunalen Vertretungen ausschüsse, denen vielfach nicht nur vom Volk Ge-

wählte, sondern auch von den Vertretungen gewählte sonstige Bürgerinnen und 

Bürger angehören.

In den kommunalen Vertretungen werden – anders als in den Parlamenten – keine 

allgemeinen politischen Fragen behandelt, sondern konkrete Sachentscheidun-

gen in den Selbstverwaltungsangelegenheiten der betreffenden Kommune ge-

troffen. Deshalb sind trotz der z. T. unterschiedlichen politischen Ausrichtungen der 

Fraktionen die Beratungen in aller Regel weniger von Ideologie als vielmehr von 

dem Bemühen um sinnvolle und wirtschaftliche Lösungen zum Wohle der örtlichen 

Gemeinschaft geprägt.

Aufgaben der Landkreise
Die 24 Landkreise sind Gemeindeverbände und Verwaltungseinheiten oberhalb 

der Gemeindeebene. Als Behörde des Landkreises nimmt die Kreisverwaltung 

Selbstverwaltungsaufgaben und Auftragsangelegenheiten wahr. Daneben ist die 

Kreisverwaltung für einen eng umgrenzten Aufgabenbereich (insbesondere Kom-

munalaufsicht über die kreisangehörigen Gemeinden und Verbandsgemeinden) 

auch staatliche Verwaltungsbehörde des Landes.

SelBStVerwaltunGSaufGaBen
deS landKreISeS

Beispiele:
• Abfallwirtschaft
•  Trägerschaft von Gymnasien,  

berufsbildenden Schulen und  
Förderschulen

• Sozial- und Jugendhilfe
• Rettungsdienst
• Brand- und Katastrophenschutz
• Kreisstraßen
• Musikschulen, Kulturförderung
• überörtliche Wirtschaftsförderung
• überörtliche Tourismusförderung

StaatlIche aufGaBen 
der KreISVerwaltunG

Beispiele:
• Kommunalaufsicht
• Kfz-Zulassung, Fahrerlaubnisse
• Ausländerrecht
• Bauaufsicht
• Gesundheitsämter
• Veterinärämter
• Naturschutz, Landespflege
• Denkmalschutz
• Waffen-, Jagd- und Fischereirecht
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wahlBerechtIGunG und wählBarKeIt 
wer darf wählen und wer kann gewählt werden?

Die wahlberechtigung (aktives Wahlrecht) haben bei den Kommunalwahlen alle 

Bürgerinnen/Bürger der jeweiligen Kommune. Dies sind alle Deutschen und alle 

Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die am Tag 

der Stimmabgabe

• das 18. Lebensjahr vollendet haben,

•  seit mindestens drei Monaten in der betreffenden Kommune ihren Hauptwohnsitz 

haben und

•  nicht aufgrund gerichtlicher Entscheidung vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

Beispiel: Wenn ein 19-jähriger Deutscher zwei Monate vor der Wahl im Wester-

waldkreis innerhalb der Verbandsgemeinde Montabaur von der Ortsgemeinde A 

in die Ortsgemeinde B umzieht, kann er bei der Kommunalwahl nur den Verbands-

gemeinderat und den Kreistag wählen, nicht jedoch den Ortsgemeinderat und die 

Ortsbürgermeisterin/den Ortsbürgermeister: In der Ortsgemeinde A ist er kein 

Bürger mehr und in der Ortsgemeinde B zwar Einwohner, aber noch kein Bürger.

Das Kommunalwahlrecht für die hier wohnhaften Unionsbürger beruht auf dem 

Europarecht (Maastrichter Vertrag). Zu den Wahlen zum Deutschen Bundestag und 

zu den Landtagen sind weiterhin nur die Deutschen zugelassen.

wählbar (passives Wahlrecht) zu den kommunalen Vertretungen sind alle Wahl-

berechtigten, sofern sie nicht aufgrund gerichtlicher Entscheidung von der Wähl-

barkeit ausgeschlossen sind. Zu den Ämtern der ehrenamtlichen Ortsbürgermeis-

terinnen/Ortsbürgermeister und Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher ist ein Min-

destalter von 23 Jahren vorausgesetzt.

wahlVOrSchläGe

Anders als bei den Parlamentswahlen können Wahlvorschläge nicht nur von den 

politischen Parteien, sondern auch von wählergruppen aufgestellt und einge-

reicht werden. Dies gilt für alle Kommunalwahlen, wobei die Aufstellung der Wahl-

vorschläge in Mitglieder- oder Delegiertenversammlungen der örtlichen Gruppie-

rungen erfolgt. Zu den Wahlen der Ortsbürgermeisterinnen/Ortsbürgermeister 

sowie Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher können sich aber auch Einzelpersonen 

mit einem eigenen Wahlvorschlag bewerben.
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wIe werden dIe KOmmunalen VertretunGen 
Gewählt?

Bei der Wahl der kommunalen Vertretungen haben die Wahlberechtigten immer 

so viele Stimmen, wie mandate in der jeweiligen Vertretung zu besetzen sind. 

Dies hängt von der Zahl der Einwohnerinnen/Einwohner (EW) der betreffenden 

Kommune ab.

Beispiele:

Landkreis mit 160.000 EW 50 Kreistagsmandate = 50 Stimmen

Stadt mit 25.000 EW 36 Ratsmandate = 36 Stimmen

Verbandsgemeinde mit 18.000 EW 32 Ratsmandate = 32 Stimmen

Ortsgemeinde mit 8.000 EW 24 Ratsmandate = 24 Stimmen

Ortsgemeinde mit 800 EW 12 Ratsmandate = 12 Stimmen

Ortsgemeinde mit 200 EW 6 Ratsmandate =   6 Stimmen

Die Stimmzettel enthalten einen deutlichen Hinweis, wie viele Stimmen jeweils 

vergeben werden können.

Für die Wahlen zu den kommunalen Vertretungen gibt es zwei unterschiedliche 

wahlsysteme, nämlich die Verhältniswahl und die mehrheitswahl. 

Welches dieser beiden Systeme zur Anwendung kommt, hängt allein davon ab, ob 

zwei oder mehr Wahlvorschläge (dann Verhältniswahl) oder nur ein oder gar kein 

Wahlvorschlag (dann Mehrheitswahl) zugelassen sind/ist.

In der Praxis kommt die Mehrheitswahl regelmäßig nur in kleineren Ortsgemein-

den und Ortsbezirken zur Anwendung, in denen mangels einer entsprechenden 

Mitgliederzahl keine politischen Parteien und Wählergruppen um Mandate kon-

kurrieren. Gleichwohl ist sie von großer Bedeutung: Seit der Einführung des neuen 

Kommunalwahlrechts zu den Wahlen im Jahr 1989 erfolgte in mehr als der Hälfte 

aller Ortsgemeinden die Wahl zum Gemeinderat im Wege der Mehrheitswahl. Auch 

rund ein Viertel der Ortsbeiräte wurde bislang durch Mehrheitswahl gewählt. Für 

die anderen kommunalen Vertretungen fand Verhältniswahl statt.

Beiden Wahlsystemen ist gemeinsam, dass nicht die Wahlvorschläge, sondern die 

Kandidatinnen und Kandidaten im Vordergrund stehen. Die Verhältniswahl wird bei 

den Kommunalwahlen deshalb auch als personalisierte Verhältniswahl bezeichnet.

StImmenVerGaBe BeI der VerhältnISwahl

Wenn zwei oder mehr Wahlvorschläge zugelassen sind, können die Wählerinnen 

und Wähler

•  innerhalb des ihnen zur Verfügung stehenden Kontingents ihre Stimmen einzeln 

an Kandidatinnen/Kandidaten vergeben,

•  dabei jeder Kandidatin/jedem Kandidaten bis zu drei Stimmen geben (kumulie-

ren),

•  ihre Stimmen an Kandidatinnen/Kandidaten aus verschiedenen Wahlvorschlägen 

vergeben (panaschieren),

•  einen Wahlvorschlag unverändert annehmen, indem dieser nur in der Kopfzeile 

gekennzeichnet wird (so genanntes Listenkreuz),

•  sowohl ein Listenkreuz setzen als auch Einzelstimmen vergeben mit der Folge, 

dass dem angekreuzten Wahlvorschlag die nicht schon durch Einzelstimmen ver-

gebenen Stimmen zufallen (Zuteilung von Reststimmen),

•  Kandidatinnen/Kandidaten streichen.

eInfach Oder dIfferenzIert wählen: 
daS entScheIden alleIn SIe!

Damit entscheiden die Wählerinnen/Wähler nicht nur darüber, wie viele Mandate die 

Parteien und Wählergruppen in der kommunalen Vertretung erzielen, sondern auch 

darüber, welche Personen die Mandate bekommen. Durch die Vergaben von Einzel-

stimmen und insbesondere durch die Möglichkeit des Kumulierens von Stimmen auf 

einzelne Kandidaten wird die Reihenfolge auf den Wahlvorschlägen oft stark verändert. 
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Die folgenden Beispiele betreffen den Fall, dass in einer Gemeinde mit 16 zu wäh-

lenden ratsmitgliedern (Größenklasse: 1.001 – 2.500 EW) vier Wahlvorschläge 

zugelassen worden sind.

auswertung: Die Stimmabgabe ist gültig.
Die Wählerin/der Wähler hat insgesamt 10 einzelstimmen vergeben, dabei Kandidatinnen/Kandi-
daten in verschiedenen Wahlvorschlägen gekennzeichnet (panaschiert) und einzelnen Kandidatinnen/
Kandidaten mehr als eine Stimme gegeben (kumuliert). 

aber: Da nur 10 Einzelstimmen vergeben wurden, hat die Wählerin/der Wähler auf 6 Stimmen ver-
zichtet und damit das Wahlrecht nicht voll ausgeschöpft.

Auswertung:
Die Stimmabgabe ist gültig.
Wahlvorschlag 4 wurde unverändert angenommen. 
Durch das Listenkreuz werden den Kandidatinnen und Kandidaten dieses Wahlvorschlags insgesamt 
16 Stimmen zugeteilt, wobei der dreifach benannte Kandidat Böhm 3 Stimmen und die zweifach 
benannten Kandidatinnen Münter und Müller jeweils 2 Stimmen erhalten. Die Kandidatinnen und 
Kandidaten auf den Listenplätzen 4 bis 12 erhalten jeweils eine Stimme.
Die Möglichkeit der Mehrfachbenennung ist wichtig für die Parteien und Wählergruppen, die nicht so 
viele Kandidatinnen/Kandidaten aufstellen können wie Mandate zu vergeben sind: Über das Listenkreuz 
können sie die volle Stimmenzahl (16) erhalten. 
Hätte die Wählerin/der Wähler statt des Wahlvorschlags 4 einen anderen Wahlvorschlag unverändert 
angenommen, so würde über das Listenkreuz jeder/jedem der dortigen Kandidatinnen/Kandidaten 
eine Stimme zugeteilt werden.

BeiSpieL 1: VerGABe VOn einzeLStimmen mit KumuLieren und pAnASchieren

BeiSpieL 2: unVeränderte AnnAhme eineS WAhLVOrSchLAGS
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auswertung:
Die Stimmabgabe ist gültig.
Zunächst werden die einzelnen Kandidatinnen/Kandidaten gegebenen 10 Stimmen gezählt.
Durch die Kennzeichnung des Wahlvorschlags 4 (Listenkreuz) werden dort die nicht einzeln vergebenen 
6 Stimmen (Reststimmen) wie folgt zugeteilt:
In der Reihenfolge von oben nach unten werden jeder/jedem Kandidatin/Kandidaten jeweils eine stimme 
zugeteilt, bis das Stimmenkontingent erschöpft ist. Ausgenommen hiervon sind die Kandidatinnen und 
Kandidaten, denen bereits 3 Einzelstimmen gegeben (Münter und Dr. Schulz) oder deren Namen gestri-
chen (Müller und Kuhn) worden sind. Bei der Zuteilung von Reststimmen werden Mehrfachbenennungen 
berücksichtigt, sodass der dreifach benannte Kandidat Böhm 2 Reststimmen erhält.
Damit hat dieser Stimmzettel folgende Auswertung (zugeteilte Reststimmen sind mit X gekennzeichnet):

Durch diese Variationsmöglichkeiten muss die Auswertung der Stimmzettel durch 

die Wahlvorstände EDV-gestützt erfolgen: Die Stimmzettel werden so, wie die 

Wählerinnen und Wähler sie gekennzeichnet haben, in einen Computer eingege-

ben, dessen Programm daraus das Wahlergebnis ermittelt.

BeiSpieL 3: KOmBinAtiOn VOn einzeLStimmABGABe und LiStenStimme 
mit KumuLieren und pAnASchieren SOWie Streichen VOn 
KAndidAtinnen/KAndidAten
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StImmenVerGaBe BeI der mehrheItSwahl

Wenn die kommunale Vertretung im Wege der Mehrheitswahl gewählt wird, 

kommt es darauf an, ob ein oder gar kein Wahlvorschlag eingereicht und zugelas-

sen worden ist. 

In beiden Fällen ist aber die Möglichkeit des Kumulierens ausgeschlossen.
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StImmzettel 
für die wahl der Ortsbürgermeisterin/des Ortsbürger-
meisters bzw. der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers
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